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BESCHLUSS Nr. 1003/Rev.1 
WORKSHOP DES VORSITZES 2012 ÜBER 

DIE FÖRDERUNG VON SICHERHEIT DURCH EIN UMFASSENDES 
ENTWICKLUNGSKONZEPT FÜR GRENZREGIONEN – 

EIN KAPAZITÄTSAUFBAUPROGRAMM ANHAND 
THAILÄNDISCHER ERFAHRUNGEN 

 
 
 Der Ständige Rat – 
 
 im Anschluss an die Diskussion im Rahmen der Kontaktgruppe für die asiatischen 
Kooperationspartner, 
 
 erfreut über den in CIO.GAL/139/11/Rev.1/Corr.1 enthaltenen Vorschlag Litauens 
und Thailands, den OSZE-Partnerschaftsfonds zur Finanzierung eines Projekts mit der 
Bezeichnung „Workshop des Vorsitzes 2012 über die Förderung von Sicherheit durch ein 
umfassendes Entwicklungskonzept für Grenzregionen – ein Kapazitätsaufbauprogramm 
anhand thailändischer Erfahrungen“ zu verwenden, 
 
 unter Hinweis auf das OSZE-Konzept für Grenzsicherung und -management 
(MC.DOC/2/05), 
 
 unter Hinweis auf die Madrider Ministererklärung zu den Kooperationspartnern der 
OSZE (MC.DOC/1/07/Corr.1),  
 
 unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 5/05 des Ministerrats von Laibach über die 
Bekämpfung der Gefahr, die von illegalen Drogen ausgeht, (MC.DEC/5/05/Corr.1), 
 
 unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 758 des Ständigen Rates über die Verstärkung 
der internationalen Zusammenarbeit zur Drogenbekämpfung, 
 
 unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 813 des Ständigen Rates über den Kampf gegen 
die Bedrohung durch illegale Drogen und Vorläufersubstanzen, 
 

                                                 
* Abänderung von Beschluss Nr. 1003 des Ständigen Rates vom 22. Juli 2011 mit einem geänderten 

Termin für die Veranstaltung. 
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 unter Hinweis auf den Beschluss Nr. 812 des Ständigen Rates über die Einrichtung 
eines Partnerschaftsfonds – 
 
 beschließt, die Inanspruchnahme des Partnerschaftsfonds zur Finanzierung des vorge-
schlagenen Projekts vorbehaltlich der Verfügbarkeit ausreichender Beiträge zu genehmigen; 
 
 legt den Teilnehmerstaaten und den Kooperationspartnern nahe, zu diesem Zweck 
Beiträge zum Partnerschaftsfonds zu leisten. 
 

 


